 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/6100219/2018

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter***Ri*** in der Beschwerdesache ***Bf***,
***Bf-Adr***, vertreten durch Dr. Franz Essl, Erzabt-Klotz-StraRe 12, 5020 Salzburg, tGber die
Beschwerde vom 10. Marz 2018 gegen den Bescheid des Finanzamtes Salzburg-Stadt (nun
Finanzamt Osterreich) vom 19. Februar 2018 betreffend Pfandung einer Geldforderung 2018,
Abgabenkontonummer: ***BFStNr***, zu Recht erkannt:

|. Die Beschwerde wird gemal § 279 BAO als unbegriindet abgewiesen.

Il. Gegen dieses Erkenntnis ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art 133 Abs 4
Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zuldssig.

Entscheidungsgriinde

Mit Bescheid vom 19. Februar 2018 hat das Finanzamt der ***Bank*** mitgeteilt, dass
**xBf*** (nachstehend mit ,Bf“ bezeichnet) Abgaben einschliellich Nebengebiihren in Héhe
von EUR 218.166,67 schuldet und wegen dieses Betrages die dem Abgabenschuldner angeblich
gegen die Bank zustehenden Forderungen aus den Kontokorrent- oder Girokonten ***AT1***,
**RXAT2*** die Einlagekonten ***3*** ynd ***4*** ynd samtliche weitere Konten bei allen
Filialen in unbekannter Hohe gemal § 65 Abgabenexekutionsordnung (AbgEQ) gepfandet
werden.

Gleichzeitig wurde mit Bescheid an den Abgabenschuldner ein Verfligungsverbot
ausgesprochen.

Grundlage fiir die Pfandung war der Sicherstellungsauftrag vom 15. Februar 2018.

Gegen den Pfandungsbescheid hat der Bf durch seinen Vertreter am 10. Marz 2018
Beschwerde erhoben und die ersatzlose Aufhebung wegen Rechtswidrigkeit beantragt.

In der Begriindung wird im Wesentlichen vorgebracht, der Bf habe zu keinem Zeitpunkt eine
Finanzstraftat begangen und sei an einer solchen auch nicht beteiligt gewesen.

Er sei bei der ***GmbH*** vom 16. April 2012 bis 31. Mai 2013 als ,,Madchen fiir alles” und
sodann ab 1. Marz 2016 bis Ende Juni 2017 im Bliro beschaftigt gewesen.
Umsatzsteuerverkiirzungen oder sonstige Abgabenverkiirzungen auBerhalb der genannten
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Zeitraume koénnten ihm schon aus diesem Grund nicht angelastet werden.

Der Bf sei unselbstandig beschaftigt und zu keinem Zeitpunkt (faktischer) Geschaftsfiihrer oder
Gesellschafter des genannten Unternehmens gewesen und auch bei keinen anderen
Gesellschaften direkt oder indirekt in irgendeiner Form beteiligt gewesen. Er sei auch nicht
leitend tatig gewesen, nirgendwo NutznieBer gewesen und an keinen Gewinnen oder
Verlusten beteiligt gewesen. Informationen iber Gewinn oder Verlust habe er nie gehabt.

Ob und in welchem AusmaR Malversationen oder Abgabenverkirzungen von Umsatzsteuer,
Korperschaftsteuer oder Kapitalertragsteuer bestanden haben, vermag der Bf nicht zu
beurteilen. Umsatzmanipulationen habe er nicht vorgenommen und sei auch kein
»Computergenie”. Fur die Weitergabe von Geldsackerln kdnne dem Bf nicht vorsatzliche oder
schuldhafte Verletzung von Abgabenvorschriften oder Beteiligung an solchen vorgeworfen
werden. Die Erlassung eines Sicherstellungsauftrages sei unbillig, unverhaltnismaRig und
unzweckmaRBig. Der Bf sei (bis 1. September 2017) nie umsatzsteuerpflichtig gewesen, ware
untergeordnet beschaftigt gewesen und sei an keiner Umsatzsteuerverkiirzung beteiligt
gewesen, weder als unmittelbarer Tater noch als Beteiligter.

Auf die Ausflihrungen betreffend Pfandung von Schmuck, Bargeld und Goldmiinzen bzw
Ubergabe von Immobilien ist nicht einzugehen, da dies nicht Gegenstand dieses Verfahrens ist.

Mit Beschwerdevorentscheidung vom 28. Marz 2018 ist die Beschwerde von der
Abgabenbehorde als unbegriindet abgewiesen worden.

Bei den gepfandeten Forderungen handle es sich um grundbiicherlich nicht sichergestellte
Geldforderungen. Die Pfandung durch die Finanzbehorde ware daher grundsatzlich zulassig. Ob
der Bf eine Finanzstraftat begangen habe oder nicht, sei im Verfahren betreffend die Pfandung
der Geldforderung nicht zu beurteilen.

Mit Schreiben vom 16. April 2018 hat der Bf durch seinen Vertreter beantragt, das
Bundesfinanzgericht moge Uber seine Bescheidbeschwerde entscheiden.

Die Beschwerde des Bf vom 10. Marz 2018 gegen den oa Sicherstellungsauftrag ist vom
Bundesfinanzgericht mit Erkenntnis vom 16. Mai 2018, RV/6100189/2018, als unbegriindet
abgewiesen worden. Die Entscheidung ist rechtskraftig.

Mit Urteil vom ***September*** 2020, ***X*** hat das ***Landesgericht*** den Bf schuldig
gesprochen, als Beitragstater nach § 11 3. Fall Finanzstrafgesetz (FinStrG) die Finanzvergehen
der Abgabenhinterziehung nach § 33 Abs 1 und 2 lit b FinStrG begangen zu haben. Er wurde
unter Anwendung von § 21 Abs 1 und 2 FinStrG nach § 33 Abs 5 FinStrG jeweils in den zu den
Tatzeitpunkten gliltigen Fassungen zu einer Geldstrafe von EUR 400.000,00, im Fall der
Uneinbringlichkeit zu einer Ersatzfreiheitsstrafe in Hohe von 5 Monaten, verurteilt.

Nach § 26 Abs 1 FinStrG wurde ein Teil der verhdangten Geldstrafe unter Bestimmung einer
Probezeit von drei Jahren in Hohe von EUR 100.000,00 bedingt nachgesehen.

Hinsichtlich des Tatvorwurfes, er habe dazu beigetragen, dass es unterlassen wurde, die
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Jahressteuererklarung 2016 einzureichen, wodurch eine Verkiirzung der Umsatzsteuer und
Korperschaftsteuer bewirkt worden sei, sowie durch die Nichtabgabe von
Umsatzsteuervoranmeldungen eine Verkiirzung an Umsatzsteuer zu bewirken und dies nicht
nur fir moglich, sondern fiir gewiss gehalten hat, und zwar fiir die Monate Juni und Juli 2017,
wurde der Bf freigesprochen (kein Schuldbeweis).

Nach § 26 Abs 2 FinStrG wurde dem Bf die Weisung erteilt, binnen einem Jahr nach Rechtskraft
naher genannte Betrage, fir die er zur Haftung herangezogen werden kann (§§ 9 und 11 BAO),
dem Finanzamt Salzburg-Stadt zu entrichten.

Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:
§ 3 AbgEO idmF bestimmt:

(1) Die von den Abgabenbehdrden des Bundes, der Linder, der Gemeindeverbéinde und der
Gemeinden zu erhebenden 6ffentlichen Abgaben, Beitrdge und Nebenanspriiche werden nach
Mafigabe der Abs. 2 und 3 im finanzbehérdlichen oder gerichtlichen Vollstreckungsverfahren
eingebracht.

(2) Eine Vollstreckung auf bewegliche kérperliche Sachen, auf grundbiicherlich nicht
sichergestellte Geldforderungen und auf Anspriiche auf Herausgabe und Leistung beweglicher
kérperlicher Sachen kann im finanzbehérdlichen oder gerichtlichen Vollstreckungsverfahren
durchgefiihrt werden.

(3) Bei allen iibrigen Vollstreckungsarten ist nur ein gerichtliches Vollstreckungsverfahren
zuldssig. Die Durchfiihrung eines solchen Verfahrens schlieft die gleichzeitige Durchfiihrung
eines finanzbehérdlichen oder gerichtlichen Vollstreckungsverfahrens gemdf$ Abs. 2 nicht aus.
Das Verfahren zur Erlangung eines Vermdgensverzeichnisses ist, wenn der Abgabenschuldner
der Aufforderung nach § 31a nicht entspricht, nach den Bestimmungen der §§ 47 bis 49 EO
abzufiihren.

(4) Finanzbehdérdliche Vollstreckungsverfahren im Sinne dieses Bundesgesetzes sind jene
Verfahren, die die Abgabenbehérden (Abs. 1) zur Einbringung und Sicherung 6ffentlicher
Abgaben selbst durchzufiihren haben.”

Gemal § 65 Abs 1 AbgEO erfolgt die Vollstreckung auf Geldforderungen des
Abgabenschuldners mittels Pfandung derselben. Im Pfandungsbescheid sind die Hohe der
Abgabenschuld und der Gebiihren und Auslagenersatze (§ 26) anzugeben. Sofern nicht die
Bestimmung des § 67 zur Anwendung kommt, geschieht die Pfandung dadurch, dass das
Finanzamt dem Drittschuldner verbietet, an den Abgabenschuldner zu bezahlen. Zugleich ist
dem Abgabenschuldner selbst jede Verfligung lber seine Forderung sowie liber das fir
dieselbe etwa bestellte Pfand und insbesondere die Einziehung der Forderung zu untersagen.
Ihm ist aufzutragen, bei beschrankt pfandbaren Geldforderungen unverziglich dem
Drittschuldner allfallige Unterhaltspflichten und das Einkommen der Unterhaltsberechtigten
bekanntzugeben.

3vonb5



Seite 4 von 5

Die Pfandung ist mit Zustellung des Zahlungsverbotes an den Drittschuldner als bewirkt
anzusehen (§ 65 Abs 3 AbgEO).

Abgesehen vom Vorliegen eines nach den Grundsatzen des § 232 BAO erlassenen
Sicherstellungsauftrages setzt die Pfandung einer Geldforderung zur Sicherstellung von
Abgaben einen den vorstehenden Anordnungen entsprechenden Pfandungsbescheid und im
Zeitpunkt der Zustellung des Zahlungsverbotes an den Drittschuldner zumindest eine dem
Grunde nach entstandene Geldforderung voraus. Diese Voraussetzungen sind hier erfullt.

Auf Grund des Sicherstellungsauftrages vom 15. Februar 2018 konnte zur Sicherung von
Abgaben und Abgabenstrafen gemaR § 78 AbgEO schon vor Eintritt der Rechtskraft oder vor
Ablauf der fir die Leistung bestimmten Frist die Vornahme von Vollstreckungshandlungen
angeordnet werden.

GemaR Abs 2 leg cit kann zur Sicherung nur die Pfandung und Verwahrung beweglicher
korperlicher Sachen und die Pfandung grundbiicherlich nicht sichergestellter Geldforderungen
und von Anspriichen auf Herausgabe und Leistung beweglicher korperlicher Sachen
vorgenommen werden.

Dies trifft auf die im angefochtenen Bescheid angefiihrten Forderungen zu. Die Pfandung von
grundbicherlich nicht sichergestellten Forderungen durfte in einem finanzbehordlichen
Vollstreckungsverfahren durchgefiihrt werden und erweist sich aus den genannten Griinden
nicht als rechtswidrig.

Im Einbringungsverfahren ist die Frage der Richtigkeit der Abgabenfestsetzung nicht zu prifen.
Einwendungen gegen den Abgabenanspruch sind daher mit Beschwerde gegen die
Abgabenbescheide geltend zu machen (vgl VWGH 17.5.1989, 88/13/0089) und stellen
unzuldssige Einwendungen gegen den Exekutionstitel dar (VWGH 29.9.1997, 96/17/0454).

Auch eine allfallige inhaltliche Rechtswidrigkeit des diesem Verfahren zugrunde liegenden
Titels (Sicherstellungsauftrag) ist Im Sicherungsverfahren gemald § 78 AbgEO nicht zu
berlicksichtigen. Ein solches Vorbringen kann nur im Rechtsmittel betreffend den
Sicherstellungsauftrag geltend gemacht werden und ist dort zu prifen (vgl schon VwGH
26.7.1995, 94/15/0228 sowie 10.5.2010, 2009/16/0102).

Uber die Beschwerde gegen den Sicherstellungsauftrag ist vom Bundesfinanzgericht
inzwischen rechtskraftig entschieden worden (Abweisung).

Zur Zul3@ssigkeit der Revision

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.
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Diese Voraussetzungen sind im vorliegenden Fall — insbesondere im Hinblick auf die zitierte
Rechtsprechung des VWGH - nicht erfullt.

Salzburg, am 9. September 2022

5von5



	Entscheidungsgründe
	Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:
	Zur Zulässigkeit der Revision



